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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
(Thailand), Fassung vom 26.02.2024 

Langtitel 

(Übersetzung) 
ABKOMMEN zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Thailand zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 
StF: BGBl. Nr. 263/1986 (NR: GP XVI RV 692 AB 807 S. 125. BR: AB 3081 S. 471.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. April 1986 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher nach seinem 
Art. 29 Abs. 2 am 1. Juli 1986 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Die Republik Österreich und das Königreich Thailand, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen zu schließen, 

haben folgendes vereinbart: 

Text 

ABSCHNITT I 

GELTUNGSBEREICH DES ABKOMMENS 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

1. Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertragsstaaten oder seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden. 

2. Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, 
vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden, 
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen 
Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

3. Zu den bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen gilt, gehören insbesondere: 

 a) im Königreich Thailand: 

 i) die Einkommensteuer (income tax); 
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 ii) die Einkommensteuer auf Erdöl (petroleum income tax); und 

 iii) die örtliche Aufbausteuer (local development tax) 

 (im folgenden als „thailändische Steuer“ bezeichnet); 

 b) in der Republik Österreich: 

 i) die Einkommensteuer; 

 ii) die Körperschaftsteuer; 

 iii) die Aufsichtsratsabgabe; 

 iv) die Vermögensteuer; 

 v) die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftsteuer entzogen sind; 

 vi) die Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer; 

 vii) die Grundsteuer; 

 viii) die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben; 

 ix) die Beiträge von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen; 

 x) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken 

 (im folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet). 

4. Das Abkommen gilt auch für alle Einkommen- oder Vermögensteuern gleicher oder ähnlicher Art, die 
nach der Unterzeichnung dieses Abkommens neben den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen sich die in ihren 
Steuergesetzen eingetretenen bedeutsamen Änderungen mit. 

ABSCHNITT II 

DEFINITIONEN 

Artikel 3 

Allgemeine Definitionen 

1. Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) bedeutet der Ausdruck „Thailand“ das Königreich Thailand einschließlich der zugehörigen 
Küstengewässer des Königreichs Thailand, die derzeit oder in Zukunft nach thailändischem 
Recht in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht als Gebiete bestimmt werden, in denen das 
Königreich Thailand seine Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes, des Meeresuntergrundes und 
deren Bodenschätze ausüben darf; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Österreich“ die Republik Österreich; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragsstaat“ je nach dem 
Zusammenhang Österreich oder Thailand; 

 d) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, unverteilte Nachlässe, Gesellschaften und 
alle anderen Personenvereinigungen, die für die Besteuerung wie Rechtsträger behandelt werden; 

 e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die nach dem 
Recht des betreffenden Vertragsstaates für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt 
werden; 

 f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaates“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaates“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

 g) bedeutet der Ausdruck „Steuer“ je nach dem Zusammenhang die thailändische Steuer oder die 
österreichische Steuer; 

 h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige“: 

 i) alle natürlichen Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaates besitzen; 

 ii) alle juristischen Personen, Personengesellschaften und Personenvereinigungen, die nach dem in 
einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden sind; 

 i) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem Seeschiff oder 
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaates betrieben wird, es sei denn, das 
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 
betrieben; 
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 j) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“: in Thailand den Minister für Finanzen oder seinen 
bevollmächtigten Vertreter, in Österreich den Bundesminister für Finanzen. 

2. Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts 
anderes erfordert, jeder in diesem Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach 
dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ 
eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthalts, ihrer Errichtung, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfaßt jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkünften 
aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

2. Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt; 
verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat ansässig, 
zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

 c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

 d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so werden sich die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

3. Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so werden 
sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem Einvernehmen 
zu regeln. 

Artikel 5 

Betriebstätte 

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, 
durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

2. Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte, 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen; 

 g) eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusammenhängende Aufsichtstätigkeit oder 
die Ausführung von Dienstleistungen einschließlich der Beratungstätigkeiten durch Angestellte 
oder andere Dienstnehmer einer in einem der Vertragsstaaten ansässigen Person, wenn derartige 
Bauausführungen, Montagen oder Tätigkeiten im anderen Vertragsstaat insgesamt länger als 
sechs Monate in einem Zeitraum von zwölf Monaten andauern. 

3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 
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 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck der Werbung, 
Informationserteilung oder wissenschaftlichen Forschung oder für ähnliche Tätigkeiten 
unterhalten wird, die für das Unternehmen vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen. 

4. Ist eine Person (mit Ausnahme eines Maklers, Kommissionärs oder anderen unabhängigen Vertreters 
im Sinne des Absatzes 5) in einem Vertragsstaat für ein Unternehmen des anderen Vertragsstaates tätig, 
so gilt eine im erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn 

 a) die Person eine Vollmacht besitzt, für das Unternehmen im erstgenannten Staat Verträge 
abzuschließen, und diese Vollmacht dort gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unternehmen beschränkt, oder 

 b) die Person im erstgenannten Vertragsstaat Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens 
unterhält, aus denen sie regelmäßig für das Unternehmen Güter oder Waren ausliefert, oder 

 c) die Person im erstgenannten Vertragsstaat gewöhnlich Aufträge ausschließlich oder fast 
ausschließlich für das Unternehmen selbst oder für das Unternehmen und andere Unternehmen, 
die es beherrscht oder von denen es beherrscht wird, einholt. 

5. Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. Ein Vertreter ist jedoch nicht unabhängig, wenn er in dem anderen Staat eine in Absatz 4 
genannte Tätigkeit ausschließlich oder fast ausschließlich für das Unternehmen selbst oder für das 
Unternehmen und andere Unternehmen ausübt, die es beherrscht oder von denen es beherrscht wird. 

6. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels wird ein Versicherungsunternehmen eines 
Vertragsstaates - ausgenommen Rückversicherungen - so behandelt, als habe es eine Betriebstätte im 
anderen Vertragsstaat, wenn es auf dem Gebiet dieses Staates durch einen Angestellten oder durch einen 
Vertreter, der nicht unabhängiger Vertreter im Sinn des Absatzes 5 ist, Prämien in Empfang nimmt oder 
dort befindliche Risken versichert. 

7. Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht 
oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder 
durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

ABSCHNITT III 

BESTEUERUNG DES EINKOMMENS 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

1. Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben) dürfen in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

2. Im Sinne dieses Abkommens hat der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ die Bedeutung, die ihm 
nach dem Recht des Vertragsstaates zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke 
gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste 
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

3. Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

4. Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und 
für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen Arbeit dient. 
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Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

2. Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

3. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte entstandenen 
Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug 
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo entstanden 
sind. 

4. Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch 
einen bestimmten Hundertsatz der Bruttoeinnahmen des Unternehmens oder durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Grundlage ermittelt; die 
gewählte Art muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 

5. Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen werden einer 
Betriebstätte keine Gewinne zugerechnet. 

6. Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu 
verfahren. 

7. Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt. 

8. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Gewinne“ umfaßt auch Gewinne eines Gesellschafters 
aus einer Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des österreichischen Rechts. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt 

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates aus dem Betrieb von Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 

2. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates aus dem Betrieb von Seeschiffen im 
internationalen Verkehr dürfen in dem anderen Vertragsstaat besteuert werden; die Steuer in diesem 
anderen Staat wird jedoch um 50 vom Hundert ermäßigt. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beteiligungen dieser Unternehmen der Seeschiffahrt oder 
Luftfahrt an einem Pool oder an einer Betriebsgemeinschaft. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaates unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaates beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaates und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaates beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen an 
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige 
Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 
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Artikel 10 

Dividenden 

1. Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person zahlt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

2. Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Empfänger der Dividenden eine Gesellschaft - ausgenommen eine Personengesellschaft - ist, die 
unmittelbar über mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der erstgenannten Gesellschaft verfügt, nicht 
übersteigen: 

 a) in Thailand: 

 i) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ein industrielles Unternehmen betreibt, 

 ii) 20 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen; 

 b) in Österreich: 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen 
die Dividenden gezahlt werden. 

3. a) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - 
mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien 
steuerlich gleichgestellt sind; 

 b) der Ausdruck „industrielles Unternehmen“ bedeutet: 

 1. Unternehmen, die befaßt sind mit: 

 i) der Herstellung, Montage und der Bearbeitung und Verarbeitung, 

 ii) dem Hoch-, Tief- und Schiffsbau, 

 iii) der Erzeugung von Strom, Wasserkraft, Gas sowie der Wasserversorgung oder 

 iv) der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei und Plantagenwirtschaft, und 

 2. sonstige Unternehmen, denen die nach den thailändischen Gesetzen über die Förderung 
industrieller Investitionen gewährten Vergünstigungen zustehen, und 

 3. sonstige Unternehmen, die für die Zwecke dieses Artikels von der zuständigen Behörde 
Thailands zum „industriellen Unternehmen“ erklärt werden. 

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

5. Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen 
Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, 
es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder daß die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Berechtigung der Vertragsstaaten, nach deren Recht 
Einkommensteuer auf Gewinnüberweisungen zu erheben. 

Artikel 11 

Zinsen 

1. Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

2. Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Zinsen eine im anderen Staat ansässige 
Gesellschaft ist, 
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 a) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen, wenn die Zinsen einem Geldinstitut 
(einschließlich einer Versicherungsgesellschaft) zufließen; 

 b) in allen anderen Fällen 25 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen 

nicht übersteigen. 

3. Ungeachtet des Absatzes 2 sind die aus einem Vertragsstaat stammenden Zinsen in diesem Staat von 
der Besteuerung ausgenommen, wenn die Zinsen gezahlt werden 

 i) an den anderen Vertragsstaat oder an eine seiner Gebietskörperschaften oder 

 ii) in Thailand an die „Bank von Thailand“ und in Österreich an die „Oesterreichische 
Nationalbank“ oder 

 iii) an Geldinstitute, die zur Gänze dem anderen Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften gehören, entsprechend jeweiliger Vereinbarung der Regierungen der 
Vertragsstaaten. 

4. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, 
auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung am 
Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus 
Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen sowie 
alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften aus 
Darlehen gleichgestellt sind. 

5. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 

6. Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine 
seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem 
Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt 
werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die 
Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in 
dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

7. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen und 
einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der zugrunde 
liegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehung 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaates und unter Berücksichtigung der 
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

1. Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

2. Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist, 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Veräußerung, die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer Filme und Filme 
oder Bänder für Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
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werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

5. Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat 
selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder feste Einrichtung und ist die Verpflichtung, für die 
die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke dieser Betriebstätte eingegangen worden und trägt die 
Betriebstätte oder feste Einrichtung diese Linzenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 
Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt. 

6. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen und 
einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, gemessen an der 
zugrunde liegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaates und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

1. Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 dürfen in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

2. Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, 
die ein Unternehmen eines Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat hat oder das zu einer festen 
Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung eines freien 
Berufes im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der 
Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen 
festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

3. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates aus der Veräußerung von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

4. Gewinne aus der Veräußerung oder Übertragung von Aktien oder anderen Wertpapieren dürfen in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Gesellschaft, deren Aktien verkauft werden, oder der 
Schuldner der Wertpapiere, die verkauft werden, ansässig ist. 

5. Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

1. Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Tätigkeit 
wurde im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Einkünfte aus einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit, die im anderen Staat ausgeübt wurde, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche 
Person für die im anderen Vertragsstaat ausgeübte freiberufliche oder selbständige Tätigkeit bezieht, nicht 
im anderen Staat besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 90 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) der Empfänger im anderen Staat keine feste Einrichtung unterhält und 

 c) die Vergütungen nicht von einem Unternehmen oder einer Betriebstätte getragen werden, die im 
anderen Staat liegt. 

3. Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 
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Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

1. Vorbehaltlich der Artikel 16, 17, 18, 19, 20 und 21 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für 
eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Steuerjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselbständige 
Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen eines 
Vertragsstaates im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeübt wird, nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

1. Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Einkünfte, die Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und 
Fernsehkünstler sowie Musiker, oder Sportler aus ihrer persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen, in dem 
Staat besteuert werden, in dem diese Tätigkeiten ausgeübt werden. 

2. Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

3. Werden Darbietungen der in Abs. 1 genannten Art in einem Vertragsstaat von einem Unternehmen des 
anderen Vertragsstaates erbracht, so dürfen die aus diesen Darbietungen von dem Unternehmen erzielten 
Gewinne ungeachtet des Artikels 7 im erstgenannten Staat besteuert werden, es sei denn, daß das 
Unternehmen für Darbietungen dieser Art von öffentlichen Kassen des anderen Vertragsstaates oder einer 
seiner Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts in erheblichem Maße 
unterstützt wird. 

4. Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels gelten nicht für Vergütungen oder Gewinne, Gehälter, Löhne und 
ähnliche Einkünfte, die berufsmäßige Künstler oder Sportler für ihre Darbietungen in einem Vertragsstaat 
beziehen, wenn der Besuch in diesem Vertragsstaat von öffentlichen Kassen des anderen Vertragsstaates 
oder einer seiner Gebietskörperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts in erheblichem 
Maße unterstützt wird. 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

1. Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die von einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogen werden, im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn diese 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 10 von 14 

Zahlungen von einem Unternehmen des anderen Staates oder einer dort gelegenen Betriebstätte geleistet 
werden. 

Artikel 19 

Öffentlicher Dienst 

1. a) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist 
und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

2. Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die den Mitgliedern der im anderen Vertragsstaat befindlichen 
Außenhandelsvertretung eines Vertragsstaates gezahlt werden. 

3. a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus einem 
von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für 
die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die 
natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

4. Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaates oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, 
sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

Studenten und andere in Ausbildung stehende Personen 

War eine natürliche Person unmittelbar bevor sie sich in einen Vertragsstaat begab im anderen 
Vertragsstaat ansässig, und erfolgt der Aufenthalt im erstgenannten Staat ausschließlich zum Zweck 

 a) des Studiums an einer Universität, einem College oder einer Schule oder an einer anderen 
anerkannten Lehranstalt oder 

 b) der Ausbildung für die Ausübung eines freien Berufes oder Gewerbes oder 

 c) des Studiums oder der Forschung als Empfänger eines bestimmten Zuschusses, 
Unterhaltsbeitrages oder Stipendiums von einer staatlichen, religiösen, mildtätigen, 
wissenschaftlichen, literarischen oder erzieherischen Organisation, 

ist diese Person im erstgenannten Staat hinsichtlich 

 i) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung, ihr Studium, ihre Forschung oder ihre Ausbildung 
bestimmten Überweisungen aus dem Ausland und 

 ii) der Zuschüsse, Unterhaltsbeiträge oder Stipendien und 

 iii) der Einkünfte, die sie für eine Tätigkeit bezieht, die sie in diesem Staat für eine insgesamt 
nicht länger als sechs Monate im jeweiligen Steuerjahr dauernde praktische Ausbildung erhält, 
von der Besteuerung ausgenommen. 

Artikel 21 

Professoren, Lehrer und Forscher 

1. Eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat ansässig war, bevor sie sich in den anderen 
Vertragsstaat begibt, um dort über Einladung einer von der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaates anerkannten Universität, eines Colleges, einer Schule oder einer anderen Lehranstalt 
höchstens zwei Jahre lang ausschließlich eine Lehrtätigkeit oder Forschungstätigkeit oder beides an einer 
solchen Lehranstalt auszuüben, ist in dem anderen Vertragsstaat mit den Vergütungen für ihre 
Lehrtätigkeit oder Forschungstätigkeit von der Besteuerung ausgenommen. 

2. Dieser Artikel findet auf Einkünfte aus einer Forschungstätigkeit nur Anwendung, wenn diese 
Forschungstätigkeit von einer natürlichen Person im öffentlichen Interesse und nicht vorwiegend 
zugunsten einiger Privatpersonen ausgeübt wird. 
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Artikel 22 

Andere Einkünfte 

Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen im anderen Vertragsstaat besteuert werden, sofern sie aus dem anderen Staat 
stammen. Einkünfte, die nicht aus dem anderen Vertragsstaat stammen, dürfen nur in dem Staat besteuert 
werden, in dem der Empfänger dieser Einkünfte ansässig ist. 

ABSCHNITT IV 

BESTEUERUNG DES VERMÖGENS 

Artikel 23 

Vermögen 

1. Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2, darf in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem es liegt. 

2. Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines Unternehmens ist, oder das zu 
einer festen Einrichtung gehört, die für die Ausübung einer selbständigen Arbeit zur Verfügung steht, darf 
in dem Staat besteuert werden, in dem die Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt. 

3. Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaates im internationalen 
Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe und 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 

4. Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

ABSCHNITT V 

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

Artikel 24 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

1. Die Besteuerung des Einkommens und des Vermögens in jedem der beiden Vertragsstaaten richtet sich 
weiterhin nach den in dem betreffenden Vertragsstaat geltenden Gesetzen, es sei denn, daß dieses 
Abkommen ausdrücklich entgegenstehende Vorschriften enthält. 

2. In Thailand wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Hat eine in Thailand ansässige Person Vermögen und darf dieses Vermögen nach diesem 
Abkommen in Österreich besteuert werden, so nimmt Thailand dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus. 

 b) Bezieht eine in Thailand ansässige Person Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach diesem 
Abkommen in Österreich besteuert werden, so rechnet Thailand auf die vom Einkommen dieser 
Person zu erhebende thailändische Steuer den Betrag an, der der in Österreich gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
thailändischen Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Österreich bezogenen Einkünfte entfällt. 

3. In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

 a) Hat eine in Österreich ansässige Person Vermögen und darf dieses Vermögen nach diesem 
Abkommen in Thailand besteuert werden, so nimmt Österreich dieses Vermögen von der 
Besteuerung aus. 

 b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach diesem 
Abkommen in Thailand besteuert werden, so nimmt Österreich vorbehaltlich der lit. c und d 
dieses Absatzes diese Einkünfte von der Besteuerung aus; Österreich darf aber bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen dieser Person den Steuersatz anwenden, der 
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte nicht von der Besteuerung ausgenommen 
wären. 

 c) Bezieht eine in Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach Artikel 8 Absatz 2, Artikel 10 
Absatz 2, Artikel 11 Absätze 2 und 3, Artikel 12 Absatz 2 und Artikel 13 Absatz 4 in Thailand 
besteuert werden dürfen, so rechnet Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu 
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Thailand gezahlten Steuer entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten österreichischen 
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Steuer nicht übersteigen, der auf die aus Thailand bezogenen Einkünfte entfällt. Für die 
Anwendung dieser lit. ist die von Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren in Thailand erhobene 
Steuer mit 25 vom Hundert des Bruttobetrags der Einkünfte anzusetzen. 

 d) Ungeachtet der lit. c sind Dividenden, die von einer in Thailand ansässigen Gesellschaft an eine 
in Österreich ansässige Gesellschaft gezahlt werden, die mindestens 25 vom Hundert des 
Aktienkapitals besitzt, in Österreich von der Besteuerung ausgenommen. 

ABSCHNITT VI 

BESONDERE BESTIMMUNGEN 

Artikel 25 

Gleichbehandlung 

1. Staatsangehörige eines Vertragsstaates dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese 
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

2. Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -
vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu 
gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

3. Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, 
Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaates an eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaates gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

4. Unternehmen eines Vertragsstaates, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer 
im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle 
unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

5. Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 26 

Verständigungsverfahren 

1. Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaates oder beider Vertragsstaaten für 
sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie 
unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der 
zuständigen Behörde des Vertragsstaates in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaates unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

2. Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. 

3. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, 
die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu 
beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen 
vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 
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4. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch 
für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer 
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
besteht. 

Artikel 27 

Informationsaustausch 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchführung 
dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter das 
Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung 
von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. Diese Personen 
oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen 
in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

2. Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses 
oder des anderen Vertragsstaates abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaates nicht beschafft werden können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

Artikel 28 

Diplomaten und Konsularbeamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Diplomaten und 
Konsularbeamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 29 

Inkrafttreten 

1. Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich in 
Wien ausgetauscht. 

2. Das Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats, der dem Monat folgt, in dem der Austausch der 
Ratifikationsurkunden stattgefunden hat, in Kraft, und seine Bestimmungen finden Anwendung 

 a) hinsichtlich der thailändischen Steuern auf Steuerjahre oder Rechnungsperioden, die am oder 
nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, in dem der Austausch der 
Ratifikationsurkunden stattgefunden hat; 

 b) hinsichtlich der österreichischen Steuern auf Steuerjahre, die am oder nach dem ersten Jänner des 
Kalenderjahres beginnen, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden hat. 

Artikel 30 

Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis 
zum dreißigsten Juni eines Kalenderjahres nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkrafttretens an 
gerechnet, das Abkommen auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in diesem Fall ist das 
Abkommen nicht mehr anzuwenden: 

 a) hinsichtlich der thailändischen Steuern auf Steuerjahre oder Rechnungsperioden, die am oder 
nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres beginnen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die 
Kündigung erfolgt ist. 

 b) hinsichtlich der österreichischen Steuern auf Steuerjahre, die am oder nach dem ersten Jänner des 
nachstehenden Kalenderjahres beginnen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Kündigung 
erfolgt ist. 
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ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen 
unterzeichnet. 
 

GESCHEHEN in Bangkok am 8. Mai 1985 in zwei Urschriften in englischer Sprache. 



P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1915

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1986 Ausgegeben am 21. Mai 1986 104. Stück

262. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Geltendmachung von Unterhalts-
ansprüchen im Ausland

263. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Thailand zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen
(NR: GP XVI RV 692 AB 807 S. 125. BR: AB 3081 S. 471.)

262. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Geltendma-
chung von Unterhaltsansprüchen im Ausland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Neuseeland am 26. Feber 1986
seine Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im

Ausland (BGBl. Nr. 316/1969, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 495/1985)
hinterlegt.

Neuseeland hat anläßlich der Hinterlegung der
Beitrittsurkunde erklärt, daß das Übereinkommen
weder auf die Cook-Inseln noch auf Niue oder
Tokelau Anwendung finden soll.

Sinowatz

263.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

A B K O M M E N

zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich Thailand zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerumgehung bei den Steuern vom Ein-

kommen und vom Vermögen

Die Republik Österreich und das Königreich
Thailand, von dem Wunsche geleitet, ein Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und
zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu
schließen,

haben folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

GELTUNGSBEREICH DES ABKOMMENS

Artikel 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
ansässig sind.

Artikel 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

1. Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die
Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen, die für Rechnung eines der
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beiden Vertragsstaaten oder seiner Gebietskörper-
schaften erhoben werden.

2. Als Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkom-
men, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des
Einkommens oder des Vermögens erhoben werden,
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der
Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen
Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszu-
wachs.

3. Zu den bestehenden Steuern, für die dieses
Abkommen gilt, gehören insbesondere:

a) im Königreich Thailand:
i) die Einkommensteuer (income tax);

ii) die Einkommensteuer auf Erdöl (petro-
leum income tax); und

iii) die örtliche Aufbausteuer (local develop-
ment tax)

(im folgenden als „thailändische Steuer"
bezeichnet);
b) in der Republik Österreich:

i) die Einkommensteuer;
ii) die Körperschaftsteuer;

iii) die Aufsichtsratsabgabe;

iv) die Vermögensteuer;
v) die Abgabe von Vermögen, die der Erb-

schaftsteuer entzogen sind;

vi) die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer;

vii) die Grundsteuer;
viii) die Abgabe von land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben;

ix) die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen;

x) die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken

(im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet).

4. Das Abkommen gilt auch für alle Einkommen-
oder Vermögensteuern gleicher oder ähnlicher Art,
die nach der Unterzeichnung dieses Abkommens
neben den zur Zeit bestehenden Steuern oder an
deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten teilen sich die in
ihren Steuergesetzen eingetretenen bedeutsamen
Änderungen mit.
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ABSCHNITT II

DEFINITIONEN

Artikel 3

Allgemeine Definitionen

1. Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusam-
menhang nichts anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck „Thailand" das
Königreich Thailand einschließlich der zuge-
hörigen Küstengewässer des Königreichs
Thailand, die derzeit oder in Zukunft nach
thailändischem Recht in Übereinstimmung
mit dem Völkerrecht als Gebiete bestimmt
werden, in denen das Königreich Thailand
seine Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes,
des Meeresuntergrundes und deren Boden-
schätze ausüben darf;

b) bedeutet der Ausdruck „Österreich" die
Republik Österreich;

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat"
und „der andere Vertragsstaat" je nach dem
Zusammenhang Österreich oder Thailand;

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, umverteilte Nachlässe, Gesellschaf-
ten und alle anderen Personenvereinigungen,
die für die Besteuerung wie Rechtsträger
behandelt werden;

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristi-
sche Personen oder Rechtsträger, die nach
dem Recht des betreffenden Vertragsstaates
für die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines
Vertragsstaates" und „Unternehmen des
anderen Vertragsstaates", je nachdem, ein
Unternehmen, das von einer in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird,
oder ein Unternehmen, das von einer in dem
anderen Vertragsstaat ansässigen Person
betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck „Steuer" je nach dem
Zusammenhang die thailändische Steuer oder
die österreichische Steuer;

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige":
i) alle natürlichen Personen, die die Staats-

angehörigkeit eines Vertragsstaates besit-
zen;

ii) alle juristischen Personen, Personenge-
sellschaften und Personenvereinigungen,
die nach dem in einem Vertragsstaat gel-
tenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck „internationaler Ver-
kehr" jede Beförderung mit einem Seeschiff
oder Luftfahrzeug, das von einem Unterneh-
men eines Vertragsstaates betrieben wird, es
sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug
wird ausschließlich zwischen Orten im ande-
ren Vertragsstaat betrieben;
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j) bedeutet der Ausdruck „zuständige
Behörde": in Thailand den Minister für
Finanzen oder seinen bevollmächtigten Ver-
treter, in Österreich den Bundesminister für
Finanzen.

2. Bei der Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder in diesem Abkom-
men nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die
ihm nach dem Recht dieses Staates über die Steu-
ern zukommt, für die das Abkommen gilt.

Artikel 4

Ansässige Person

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus-
druck „eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son" eine Person, die nach dem Recht dieses Staa-
tes dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständi-
gen Aufenthalts, ihrer Errichtung, des Ortes ihrer
Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfaßt
jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur
mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder
mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuer-
pflichtig ist.

2. Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in bei-
den Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in
dem sie über eine ständige Wohnstätte ver-
fügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Staat ansässig, zu dem sie die engeren persön-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in kei-
nem der Staaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in
dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt
in beiden Staaten oder in keinem der Staaten,
so gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen
Staatsangehöriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staa-
ten oder keines der Staaten, so werden sich
die zuständigen Behörden der Vertragsstaa-
ten bemühen, die Frage in gegenseitigem Ein-
vernehmen zu regeln.

3. Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürli-
che Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so
werden sich die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln.
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Artikel 5

Betriebstätte

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus-
druck „Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrich-
tung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.

2. Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbeson-
dere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen,

einen Steinbruch oder eine andere Stätte der
Ausbeutung von Bodenschätzen;

g) eine Bauausführung oder Montage oder eine
damit zusammenhängende Aufsichtstätigkeit
oder die Ausführung von Dienstleistungen
einschließlich der Beratungstätigkeiten durch
Angestellte oder andere Dienstnehmer einer
in einem der Vertragsstaaten ansässigen Per-
son, wenn derartige Bauausführungen, Mon-
tagen oder Tätigkeiten im anderen Vertrags-
staat insgesamt länger als sechs Monate in
einem Zeitraum von zwölf Monaten andau-
ern.

3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unter-
nehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer-
den;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren ein-
zukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck der Werbung,
Informationserteilung oder wissenschaftli-
chen Forschung oder für ähnliche Tätigkeiten
unterhalten wird, die für das Unternehmen
vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätig-
keit darstellen.

169
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4. Ist eine Person (mit Ausnahme eines Maklers,
Kommissionärs oder anderen unabhängigen Ver-
treters im Sinne des Absatzes 5) in einem Vertrags-
staat für ein Unternehmen des anderen Vertrags-
staates tätig, so gilt eine im erstgenannten Staat
gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn

a) die Person eine Vollmacht besitzt, für das
Unternehmen im erstgenannten Staat Ver-
träge abzuschließen, und diese Vollmacht
dort gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich
ihre Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern
oder Waren für das Unternehmen beschränkt,
oder

b) die Person im erstgenannten Vertragsstaat
Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens unterhält, aus denen sie regelmäßig
für das Unternehmen Güter oder Waren aus-
liefert, oder

c) die Person im erstgenannten Vertragsstaat
gewöhnlich Aufträge ausschließlich oder fast
ausschließlich für das Unternehmen selbst
oder für das Unternehmen und andere Unter-
nehmen, die es beherrscht oder von denen es
beherrscht wird, einholt.

5. Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so
behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch
einen Makler, Kommissionär oder einen anderen
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Perso-
nen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig-
keit handeln. Ein Vertreter ist jedoch nicht unab-
hängig, wenn er in dem anderen Staat eine in
Absatz 4 genannte Tätigkeit ausschließlich oder
fast ausschließlich für das Unternehmen selbst oder
für das Unternehmen und andere Unternehmen
ausübt, die es beherrscht oder von denen es
beherrscht wird.

6. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels wird ein Versicherungsunternehmen
eines Vertragsstaates — ausgenommen Rückversi-
cherungen — so behandelt, als habe es eine
Betriebstätte im anderen Vertragsstaat, wenn es auf
dem Gebiet dieses Staates durch einen Angestellten
oder durch einen Vertreter, der nicht unabhängiger
Vertreter im Sinn des Absatzes 5 ist, Prämien in
Empfang nimmt oder dort befindliche Risken versi-
chert.

7. Allein dadurch, daß eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder
dort (entweder durch eine Betriebstätte oder auf
andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der
beiden Gesellschaften zur Betriebstätte der ande-
ren.
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ABSCHNITT III

BESTEUERUNG DES EINKOMMENS

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

1. Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen (ein-
schließlich der Einkünfte aus land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben) dürfen in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

2. Im Sinne dieses Abkommens hat der Ausdruck
„unbewegliches Vermögen" die Bedeutung, die
ihm nach dem Recht des Vertragsstaates zukommt,
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt
in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für
die die Vorschriften des Privatrechts über Grund-
stücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem
Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder
feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das
Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen,
Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen.

3. Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelba-
ren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbewegli-
chen Vermögens.

4. Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte
aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens
und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen,
das der Ausübung einer selbständigen Arbeit dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staates dürfen nur in diesem Staat besteuert wer-
den, es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätig-
keit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gele-
gene Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser
Betriebstätte zugerechnet werden können.

2. Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates
seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbe-
haltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat die-
ser Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie
hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen
Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausge-
übt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen,
dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewe-
sen wäre.
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3. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betrieb-
stätte werden die für diese Betriebstätte entstande-
nen Aufwendungen, einschließlich der Geschäfts-
führungs- und allgemeinen Verwaltungskosten,
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem
Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo
entstanden sind.

4. Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch
einen bestimmten Hundertsatz der Bruttoeinnah-
men des Unternehmens oder durch Aufteilung der
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine ein-
zelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht
aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden
Gewinne nach der üblichen Grundlage ermittelt;
die gewählte Art muß jedoch derart sein, daß das
Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über-
einstimmt.

5. Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen werden einer
Betriebstätte keine Gewinne zugerechnet.

6. Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders
zu verfahren.

7. Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in
anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
berührt.

8. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Gewinne" umfaßt auch Gewinne eines Gesell-
schafters aus einer Beteiligung an einer stillen Ge-
sellschaft des österreichischen Rechts.

Artikel 8

Seeschiffahrt und Luftfahrt

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staates aus dem Betrieb von Luftfahrzeugen im
internationalen Verkehr dürfen nur in diesem Ver-
tragsstaat besteuert werden.

2. Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staates aus dem Betrieb von Seeschiffen im interna-
tionalen Verkehr dürfen in dem anderen Vertrags-
staat besteuert werden; die Steuer in diesem ande-
ren Staat wird jedoch um 50 vom Hundert ermä-
ßigt.

3. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
Beteiligungen dieser Unternehmen der Seeschiff-
fahrt oder Luftfahrt an einem Pool oder an einer
Betriebsgemeinschaft.
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Artikel 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaates

unmittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines
Unternehmens des anderen Vertragsstaates
beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder dem Kapital eines Unternehmens eines
Vertragsstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragsstaates beteiligt sind

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in
ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehun-
gen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen
gebunden sind, die von denen abweichen, die unab-
hängige Unternehmen miteinander vereinbaren
würden, so dürfen die Gewinne, die eines der
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt
hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerech-
net und entsprechend besteuert werden.

Artikel 10

Dividenden

1. Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Gesellschaft an eine im anderen Vertrags-
staat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen
Staat besteuert werden.

2. Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber,
wenn der Empfänger der Dividenden eine Gesell-
schaft — ausgenommen eine Personengesellschaft
— ist, die unmittelbar über mindestens 25 vom
Hundert des Kapitals der erstgenannten Gesell-
schaft verfügt, nicht übersteigen:

a) in Thailand:
i) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der

Dividenden, wenn die die Dividenden
zahlende Gesellschaft ein industrielles
Unternehmen betreibt,

ii) 20 vom Hundert des Bruttobetrags der
Dividenden in allen anderen Fällen;

b) in Österreich: 10 vom Hundert des Bruttobe-
trags der Dividenden.

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der
Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen
die Dividenden gezahlt werden.

3. a) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte
aus Aktien, Genußaktien oder Genußschei-
nen, Gründeranteilen oder anderen Rech-
ten — ausgenommen Forderungen — mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen
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Gesellschaftsanteilen stammende Ein-
künfte, die nach dem Recht des Staates, in
dem die ausschüttende Gesellschaft ansäs-
sig ist, den Einkünften aus Aktien steuer-
lich gleichgestellt sind;

b) der Ausdruck „industrielles Unternehmen"
bedeutet:
1. Unternehmen, die befaßt sind mit:

i) der Herstellung, Montage und der
Bearbeitung und Verarbeitung,

ii) dem Hoch-, Tief- und Schiffsbau,

iii) der Erzeugung von Strom, Wasser-
kraft, Gas sowie der Wasserversor-
gung oder

iv) der Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Fischerei und Plantagen-
wirtschaft, und

2. sonstige Unternehmen, denen die nach
den thailändischen Gesetzen über die
Förderung industrieller Investitionen
gewährten Vergünstigungen zustehen,
und

3. sonstige Unternehmen, die für die
Zwecke dieses Artikels von der zustän-
digen Behörde Thailands zum „indu-
striellen Unternehmen" erklärt werden.

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem
die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig
ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gele-
gene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder
festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Arti-
kel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

5. Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat
weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividen-
den besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt
werden oder daß die Beteiligung, für die die Divi-
denden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im
anderen Staat gelegenen Betriebstätte oder festen
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder
teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen
oder Einkünften bestehen.

Dieser Absatz berührt nicht die Berechtigung der
Vertragsstaaten, nach deren Recht Einkommen-
steuer auf Gewinnüberweisungen zu erheben.
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Artikel 11

Zinsen

1. Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige
Person gezahlt werden, dürfen im anderen Staat
besteuert werden.

2. Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertrags-
staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber,
wenn der Empfänger der Zinsen eine im anderen
Staat ansässige Gesellschaft ist,

a) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zin-
sen, wenn die Zinsen einem Geldinstitut (ein-
schließlich einer Versicherungsgesellschaft)
zufließen;

b) in allen anderen Fällen 25 vom Hundert des
Bruttobetrags der Zinsen

nicht übersteigen.
3. Ungeachtet des Absatzes 2 sind die aus einem
Vertragsstaat stammenden Zinsen in diesem Staat
von der Besteuerung ausgenommen, wenn die Zin-
sen gezahlt werden

i) an den anderen Vertragsstaat oder an
eine seiner Gebietskörperschaften oder

ii) in Thailand an die „Bank von Thailand"
und in Österreich an die „Oesterreichi-
sche Nationalbank" oder

iii) an Geldinstitute, die zur Gänze dem
anderen Vertragsstaat oder einer seiner
Gebietskörperschaften gehören, entspre-
chend jeweiliger Vereinbarung der Regie-
rungen der Vertragsstaaten.

4. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen
jeder Art, auch wenn die Forderungen durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausge-
stattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffent-
lichen Anleihen und aus Obligationen einschließ-
lich der damit verbundenen Aufgelder und der
Gewinne aus Losanleihen sowie alle anderen Ein-
künfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus
dem sie stammen, den Einkünften aus Darlehen
gleichgestellt sind.

5. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus
dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder
eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In die-
sem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14
anzuwenden.
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6. Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst,
eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in die-
sem Staat ansässige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er
in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in
einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine
feste Einrichtung und ist die Schuld, für die die
Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betrieb-
stätte oder der festen Einrichtung eingegangen
worden und trägt die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus
dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder
die feste Einrichtung liegt.

7. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an
der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne
diese Beziehung vereinbart hätten, so wird dieser
Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach
dem Recht eines jeden Vertragsstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen die-
ses Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

Lizenzgebühren

1. Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat
stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen im ande-
ren Staat besteuert werden.

2. Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch auch in
dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte im ande-
ren Vertragsstaat ansässig ist, 15 vom Hundert des
Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht überstei-
gen.

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Veräußerung, die Benutzung oder
für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten
an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftli-
chen Werken, einschließlich kinematographischer
Filme und Filme oder Bänder für Rundfunk und
Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfah-
ren oder für die Benutzung oder das Recht auf
Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wis-
senschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mittei-
lung gewerblicher, kaufmännischer oder wissen-
schaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus
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dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbli-
che Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte
oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gele-
gene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

5. Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Ver-
tragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser
Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber
der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist
oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte
oder feste Einrichtung und ist die Verpflichtung,
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für
Zwecke dieser Betriebstätte eingegangen worden
und. trägt die Betriebstätte oder feste Einrichtung
diese Linzenzgebühren, so gelten die Lizenzgebüh-
ren als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem
die Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt.

6. Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, ge-
messen an der zugrunde liegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter
ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag ange-
wendet. In diesem Fall kann der übersteigende
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaates
und unter Berücksichtigung der anderen Bestim-
mungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

1. Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen
Vermögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 dürfen
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die-
ses Vermögen liegt.

2. Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaa-
tes im anderen Vertragsstaat hat oder das zu einer
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Person für die Ausübung eines
freien Berufes im anderen Vertragsstaat zur Verfü-
gung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte
(allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden,
dürfen im anderen Staat besteuert werden.

3. Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staates aus der Veräußerung von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr
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betrieben werden, und von beweglichem Vermö-
gen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahr-
zeuge dient, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden.

4. Gewinne aus der Veräußerung oder Übertra-
gung von Aktien oder anderen Wertpapieren dür-
fen in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
die Gesellschaft, deren Aktien verkauft werden,
oder der Schuldner der Wertpapiere, die verkauft
werden, ansässig ist.

5. Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem der Veräußerer ansässig ist.

Artikel 14

Selbständige Arbeit

1. Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn,
die Tätigkeit wurde im anderen Vertragsstaat aus-
geübt. Einkünfte aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit, die im anderen
Staat ausgeübt wurde, dürfen im anderen Staat
besteuert werden.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
natürliche Person für die im anderen Vertragsstaat
ausgeübte freiberufliche oder selbständige Tätigkeit
bezieht, nicht im anderen Staat besteuert werden,
wenn

a) der Empfänger sich im anderen Staat insge-
samt nicht länger als 90 Tage während des
betreffenden Steuerjahres aufhält und

b) der Empfänger im anderen Staat keine feste
Einrichtung unterhält und

c) die Vergütungen nicht von einem Unterneh-
men oder einer Betriebstätte getragen wer-
den, die im anderen Staat liegt.

3. Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbeson-
dere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche,
literarische, künstlerische, erzieherische oder unter-
richtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten,
Zahnärzte und Buchsachverständigen.

Artikel 15

Unselbständige Arbeit

1. Vorbehaltlich der Artikel 16, 17, 18, 19, 20 und
21 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in die-
sem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit
wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die
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Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezoge-
nen Vergütungen im anderen Staat besteuert wer-
den.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenann-
ten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich im anderen Staat insge-
samt nicht länger als 183 Tage während des
betreffenden Steuerjahres aufhält und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder
für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der
nicht im anderen Staat ansässig ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte
oder einer festen Einrichtung getragen wer-
den, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselbstän-
dige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder
Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen eines
Vertragsstaates im internationalen Verkehr betrie-
ben wird, ausgeübt wird, nur in diesem Staat
besteuert werden.

Artikel 16

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen
und ähnliche Zahlungen, die eine in einem Ver-
tragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als
Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer
Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat
ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert wer-
den.

Artikel 17

Künstler und Sportler

1. Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Ein-
künfte, die Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund-
funk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder
Sportler aus ihrer persönlich ausgeübten Tätigkeit
beziehen, in dem Staat besteuert werden, in dem
diese Tätigkeiten ausgeübt werden.

2. Fließen Einkünfte aus einer von einem Künst-
ler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder
Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so
dürfen diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14
und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit aus-
übt.

3. Werden Darbietungen der in Abs. 1 genannten
Art in einem Vertragsstaat von einem Unternehmen
des anderen Vertragsstaates erbracht, so dürfen die
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aus diesen Darbietungen von dem Unternehmen
erzielten Gewinne ungeachtet des Artikels 7 im
erstgenannten Staat besteuert werden, es sei denn,
daß das Unternehmen für Darbietungen dieser Art
von öffentlichen Kassen des anderen Vertragsstaa-
tes oder einer seiner Gebietskörperschaften oder
Körperschaften des öffentlichen Rechts in erhebli-
chem Maße unterstützt wird.

4. Die Absätze 1 und 2 dieses Artikels gelten
nicht für Vergütungen oder Gewinne, Gehälter,
Löhne und ähnliche Einkünfte, die berufsmäßige
Künstler oder Sportler für ihre Darbietungen in
einem Vertragsstaat beziehen, wenn der Besuch in
diesem Vertragsstaat von öffentlichen Kassen des
anderen Vertragsstaates oder einer seiner Gebiets-
körperschaften oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts in erheblichem Maße unterstützt wird.

Artikel 18

Ruhegehälter

1. Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer
in einem Vertragsstaat ansässigen Person für frü-
here unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in
diesem Staat besteuert werden.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ruhegehäl-
ter und ähnliche Vergütungen, die von einer in
einem Vertragsstaat ansässigen Person bezogen
werden, im anderen Vertragsstaat besteuert wer-
den, wenn diese Zahlungen von einem Unterneh-
men des anderen Staates oder einer dort gelegenen
Betriebstätte geleistet werden.

Artikel 19

Öffentlicher Dienst

1. a) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehäl-
ter, die von einem Vertragsstaat oder einer
seiner Gebietskörperschaften an eine
natürliche Person für die diesem Staat oder
der Gebietskörperschaft geleisteten Dien-
ste gezahlt werden, dürfen nur in diesem
Staat besteuert werden.

b) Diese Vergütungen dürfen jedoch nur im
anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die Dienste in diesem Staat geleistet
werden und die natürliche Person in die-
sem Staat ansässig ist und

i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist
oder

ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem
Staat ansässig geworden ist, um die
Dienste zu leisten.

2. Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die den
Mitgliedern der im anderen Vertragsstaat befindli-
chen Außenhandelsvertretung eines Vertragsstaates
gezahlt werden.
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3. a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat
oder einer seiner Gebietskörperschaften
oder aus einem von diesem Staat oder der
Gebietskörperschaft errichteten Sonderver-
mögen an eine natürliche Person für die
diesem Staat oder der Gebietskörperschaft
geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen
nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im
anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die natürliche Person in diesem Staat
ansässig ist und ein Staatsangehöriger die-
ses Staates ist.

4. Auf Vergütungen und Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
gewerblichen Tätigkeit eines Vertragsstaates oder
einer seiner Gebietskörperschaften erbracht wer-
den, sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden.

Artikel 20

Studenten und andere in Ausbildung stehende Per-
sonen

War eine natürliche Person unmittelbar bevor sie
sich in einen Vertragsstaat begab im anderen Ver-
tragsstaat ansässig, und erfolgt der Aufenthalt im
erstgenannten Staat ausschließlich zum Zweck

a) des Studiums an einer Universität, einem Col-
lege oder einer Schule oder an einer anderen
anerkannten Lehranstalt oder

b) der Ausbildung für die Ausübung eines freien
Berufes oder Gewerbes oder

c) des Studiums oder der Forschung als Empfän-
ger eines bestimmten Zuschusses, Unterhalts-
beitrages oder Stipendiums von einer staatli-
chen, religiösen, mildtätigen, wissenschaftli-
chen, literarischen oder erzieherischen Orga-
nisation,

ist diese Person im erstgenannten Staat hinsichtlich

i) der für ihren Unterhalt, ihre Erziehung,
ihr Studium, ihre Forschung oder ihre
Ausbildung bestimmten Überweisungen
aus dem Ausland und

ii) der Zuschüsse, Unterhaltsbeiträge öder
Stipendien und

iii) der Einkünfte, die sie für eine Tätigkeit
bezieht, die sie in diesem Staat für eine
insgesamt nicht länger als sechs Monate
im jeweiligen Steuerjahr dauernde prakti-
sche Ausbildung erhält, von der Besteue-
rung ausgenommen.

Artikel 21

Professoren, Lehrer und Forscher

1. Eine natürliche Person, die in einem Vertrags-
staat ansässig war, bevor sie sich in den anderen
Vertragsstaat begibt, um dort über Einladung einer
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von der zuständigen Behörde des anderen Ver-
tragsstaates anerkannten Universität, eines Colle-
ges, einer Schule oder einer anderen Lehranstalt
höchstens zwei Jahre lang ausschließlich eine Lehr-
tätigkeit oder Forschungstätigkeit oder beides an
einer solchen Lehranstalt auszuüben, ist in dem
anderen Vertragsstaat mit den Vergütungen für
ihre Lehrtätigkeit oder Forschungstätigkeit von der
Besteuerung ausgenommen.

2. Dieser Artikel findet auf Einkünfte aus einer
Forschungstätigkeit nur Anwendung, wenn diese
Forschungstätigkeit von einer natürlichen Person
im öffentlichen Interesse und nicht vorwiegend zu-
gunsten einiger Privatpersonen ausgeübt wird.

Artikel 22

Andere Einkünfte

Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässi-
gen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, dürfen im anderen Vertragsstaat
besteuert werden, sofern sie aus dem anderen Staat
stammen. Einkünfte, die nicht aus dem anderen
Vertragsstaat stammen, dürfen nur in dem Staat
besteuert werden, in dem der Empfänger dieser
Einkünfte ansässig ist.

ABSCHNITT IV

BESTEUERUNG DES VERMÖGENS

Artikel 23

Vermögen

1. Unbewegliches Vermögen im Sinne des Arti-
kels 6 Absatz 2, darf in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem es liegt.

2. Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen
einer Betriebstätte eines Unternehmens ist, oder das
zu einer festen Einrichtung gehört, die für die Aus-
übung einer selbständigen Arbeit zur Verfügung
steht, darf in dem Staat besteuert werden, in dem
die Betriebstätte oder feste Einrichtung liegt.

3. Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die von einem
Unternehmen eines Vertragsstaates im internatio-
nalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe und
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in diesem Ver-
tragsstaat besteuert werden.

4. Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in die-
sem Staat besteuert werden.
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ABSCHNITT V

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG

Artikel 24

Vermeidung der Doppelbesteuerung

1. Die Besteuerung des Einkommens und des
Vermögens in jedem der beiden Vertragsstaaten
richtet sich weiterhin nach den in dem betreffenden
Vertragsstaat geltenden Gesetzen, es sei denn, daß
dieses Abkommen ausdrücklich entgegenstehende
Vorschriften enthält.

2. In Thailand wird die Doppelbesteuerung wie
folgt vermieden:

a) Hat eine in Thailand ansässige Person Ver-
mögen und darf dieses Vermögen nach die-
sem Abkommen in Österreich besteuert wer-
den, so nimmt Thailand dieses Vermögen von
der Besteuerung aus.

b) Bezieht eine in Thailand ansässige Person
Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach
diesem Abkommen in Österreich besteuert
werden, so rechnet Thailand auf die vom Ein-
kommen dieser Person zu erhebende thailän-
dische Steuer den Betrag an, der der in Öster-
reich gezahlten Steuer entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der
vor der Anrechnung ermittelten thailändi-
schen Steuer nicht übersteigen, der auf die
aus Österreich bezogenen Einkünfte entfällt.

3. In Österreich wird die Doppelbesteuerung wie
folgt vermieden:

a) Hat eine in Österreich ansässige Person Ver-
mögen und darf dieses Vermögen nach die-
sem Abkommen in Thailand besteuert wer-
den, so nimmt Österreich dieses Vermögen
von der Besteuerung aus.

b) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte und dürfen diese Einkünfte nach
diesem Abkommen in Thailand besteuert wer-
den, so nimmt Österreich vorbehaltlich der
lit. c und d dieses Absatzes diese Einkünfte
von der Besteuerung aus; Österreich darf
aber bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Einkommen dieser Person den Steuer-
satz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn
die betreffenden Einkünfte nicht von der
Besteuerung ausgenommen wären.

c) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte, die nach Artikel 8 Absatz 2, Arti-
kel 10 Absatz 2, Artikel 11 Absätze 2 und 3,
Artikel 12 Absatz 2 und Artikel 13 Absatz 4 in
Thailand besteuert werden dürfen, so rechnet
Österreich auf die vom Einkommen dieser
Person zu erhebende Steuer den Betrag an,
der der in Thailand gezahlten Steuer ent-
spricht. Der anzurechnende Betrag darf
jedoch den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten österreichischen Steuer nicht über-
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steigen, der auf die aus Thailand bezogenen
Einkünfte entfällt. Für die Anwendung dieser
lit. ist die von Dividenden, Zinsen und
Lizenzgebühren in Thailand erhobene Steuer
mit 25 vom Hundert des Bruttobetrags der
Einkünfte anzusetzen.

d) Ungeachtet der lit. c sind Dividenden, die von
einer in Thailand ansässigen Gesellschaft an
eine in Österreich ansässige Gesellschaft
gezahlt werden, die mindestens 25 vom Hun-
dert des Aktienkapitals besitzt, in Österreich
von der Besteuerung ausgenommen.

ABSCHNITT VI

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 25

Gleichbehandlung

1. Staatsangehörige eines Vertragsstaates dürfen
im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhängenden Verpflichtungen unter-
worfen werden, die anders oder belastender ist als
die Besteuerung und die damit zusammenhängen-
den Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unter-
worfen sind oder unterworfen werden können.
Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1
auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat
ansässig sind.

2. Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaates im anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unterneh-
men des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit
ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen,
als verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im ande-
ren Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibe-
träge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen auf
Grund des Personenstandes oder der Familienla-
sten zu gewähren, die er seinen ansässigen Perso-
nen gewährt.

3. Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7 oder
Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen,
Lizenzgebühren und andere Entgelte, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaates an eine im
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei
der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne die-
ses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen
wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat
ansässige Person zum Abzug zuzulassen. Dement-
sprechend sind Schulden, die ein Unternehmen
eines Vertragsstaates gegenüber einer im anderen
Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermitt-
lung des steuerpflichtigen Vermögens dieses Unter-
nehmens unter den gleichen Bedingungen wie
Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat
ansässigen Person zum Abzug zuzulassen.
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4. Unternehmen eines Vertragsstaates, deren
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittel-
bar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Per-
son oder mehreren solchen Personen gehört oder
ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die
anders oder belastender ist als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen,
denen andere ähnliche Unternehmen des erstge-
nannten Staates unterworfen sind oder unterwor-
fen werden können.

5. Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für
Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 26

Verständigungsverfallren

1. Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnah-
men eines Vertragsstaates oder beider Vertrags-
staaten für sie zu einer Besteuerung führen oder
führen werden, die diesem Abkommen nicht ent-
spricht, so kann sie unbeschadet der nach dem
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde
des Vertragsstaates in dem sie ansässig ist, oder,
sofern ihr Fall von Artikel 25 Absatz 1 erfaßt wird,
der zuständigen Behörde des Vertragsstaates unter-
breiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall
muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mit-
teilung der Maßnahme unterbreitet werden, die zu
einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung führt.

2. Hält die zuständige Behörde die Einwendung
für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird
sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung
mit der zuständigen Behörde des anderen Vertrags-
staates so zu regeln, daß eine dem Abkommen
nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird.

3. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zwei-
fel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einver-
nehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam
darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen
nicht behandelt sind.

4. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
können zur Herbeiführung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar mit-
einander verkehren. Erscheint ein mündlicher Mei-
nungsaustausch für die Herbeiführung der Eini-
gung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungs-
austausch in einer Kommission durchgeführt wer-
den, die aus Vertretern der zuständigen Behörden
der Vertragsstaaten besteht.
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Artikel 27

Informationsaustausch

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
tauschen die Informationen aus, die zur Durchfüh-
rung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen
Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter das
Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind,
soweit die diesem Recht entsprechende Besteue-
rung nicht dem Abkommen widerspricht. Der
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht ein-
geschränkt. Alle Informationen, die ein Vertrags-
staat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses
Staates beschafften Informationen und dürfen nur
den Personen oder Behörden (einschließlich der
Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugäng-
lich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung
oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hin-
sichtlich der unter das Abkommen fallenden Steu-
ern befaßt sind. Diese Personen oder Behörden
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke ver-
wenden. Sie dürfen die Informationen in einem
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer
Gerichtsentscheidung offenlegen.

2. Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte
er einen Vertragsstaat,

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis
dieses oder des anderen Vertragsstaates
abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsver-
fahren dieses oder des anderen Vertragsstaa-
tes nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben wür-
den oder deren Erteilung dem Ordre public
widerspräche.

Artikel 28

Diplomaten und Konsularbeamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen
Vorrechte, die den Diplomaten und Konsularbeam-
ten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts
oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zuste-
hen.

Artikel 29

Inkrafttreten

1. Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht.
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2. Das Abkommen tritt am ersten Tag des dritten
Monats, der dem Monat folgt, in dem der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden
hat, in Kraft, und seine Bestimmungen finden
Anwendung

a) hinsichtlich der thailändischen Steuern auf
Steuerjahre oder Rechnungsperioden, die am
oder nach dem ersten Jänner des Kalender-
jahres beginnen, in dem der Austausch der
Ratifikationsurkunden stattgefunden hat;

b) hinsichtlich der österreichischen Steuern auf
Steuerjahre, die am oder nach dem ersten
Jänner des Kalenderjahres beginnen, in dem
der Austausch der Ratifikationsurkunden
stattgefunden hat.

Artikel 30

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis
zum dreißigsten Juni eines Kalenderjahres nach
Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkrafttretens
an gerechnet, das Abkommen auf diplomatischem
Weg schriftlich kündigen; in diesem Fall ist das
Abkommen nicht mehr anzuwenden:

a) hinsichtlich der thailändischen Steuern auf
Steuerjahre oder Rechnungsperioden, die am
oder nach dem ersten Jänner des Kalender-
jahres beginnen, das dem Kalenderjahr folgt,
in dem die Kündigung erfolgt ist.

b) hinsichtlich der österreichischen Steuern auf
Steuerjahre, die am oder nach dem ersten
Jänner des nachstehenden Kalenderjahres
beginnen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem
die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehö-
rig bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkom-
men unterzeichnet.

GESCHEHEN in Bangkok am 8. Mai 1985 in
zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für die Republik Österreich:
Dr. Rudolf Bogner

Für das Königreich Thailand:
Siddhi Savetsila

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 22. April 1986 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher nach seinem Art. 29 Abs. 2 am
1. Juli 1986 in Kraft.

Sinowatz
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